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Eisenstadt, am 19. September 2024 
 

 
Selbständiger Antrag 

 
der Landtagsabgeordneten Dr. Roland Fürst, Ewald Schnecker, Kolleginnen 
und Kollegen auf Fassung einer Entschließung betreffend eine wirksame 
bundesweite Katastrophenhilfe und die Steuerentlastung von Feuerwehren 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Landtag wolle beschließen:  



Entschließung 
des Burgenländischen Landtages vom ……………… betreffend eine 
wirksame bundesweite Katastrophenhilfe und die Steuerentlastung von 
Feuerwehren 
 
Durch die tragischen Hochwasserereignisse in Ostösterreich erlitten zahlreiche 
Österreicher:innen erhebliche Schäden. Einige verloren ihr gesamtes Hab und Gut. 
Dies erinnert stark an die Hochwasserschäden in Burgenland im Juni dieses Jahres. 
Angesichts der immer häufiger auftretenden Katastrophen ist es dringend 
erforderlich, entsprechende Maßnahmen zur bedarfsgerechten Unterstützung der 
Betroffenen zu ergreifen. 
 
Das Krisenmanagement der Burgenländischen Landesregierung zeigt vor, wie es 
geht: Nach den Unwettern im Juni im Bezirk Oberwart sicherte das Land Burgenland 
allen Betroffenen zu, Schäden bis zu 150.000 Euro im Privatbereich zu übernehmen, 
wobei Versicherungsleistungen beziehungsweise ein Selbstbehalt von 10.000 Euro 
abgezogen werden. Von den beim Hochwasser in Juni geschätzten Schäden in Höhe 
von zehn Millionen Euro wurden bereits fünf Millionen ausbezahlt. Diese 
Hochwasserhilfe des Landes wurde vom Landeshauptmann Doskozil auch für die 
nun aktuell Betroffenen zugesichert.  
 
Eine derartige Unterstützung kann ein Bundesland jedoch nicht jedes Jahr alleine 
stemmen. Daher wird die Bundesregierung aufgefordert, ihre Verantwortung 
wahrzunehmen und eine gesetzliche Katastrophen-Versicherung nach dem Vorbild 
der Hagelversicherung für Landwirte einzuführen. Auf diese Weise könnte durch 
Unwetter verursachtes Leid zumindest finanziell abgedeckt werden. Eine bundesweit 
einheitliche Katastrophen-Versicherung würde eine gleichmäßige und gerechte 
Unterstützung aller Betroffenen sicherstellen. Aktuell erhalten jedoch Betroffene 
vom Land Burgenland eine deutlich höhere finanzielle Unterstützung im Land 
Niederösterreich. Im Burgenland werden Schäden bis zu 150.000 Euro (abzüglich 
des Selbstbehaltes von 10.000 Euro bzw. der Versicherungsleistung) sowie im 
Härtefall sogar höhere Summen ersetzt. Vergleichsweise werden in Niederösterreich 
den Betroffenen lediglich 20 Prozent des bemessenen Schadens vom Land erstattet. 
Erleidet beispielsweise eine betroffene Person einen Schaden in Höhe von 160.000 
Euro, so erhält diese im Burgenland eine Entschädigung von bis zu 150.000 Euro 
durch das Land Burgenland, während in Niederösterreich lediglich 32.000 Euro 
ersetzt werden. 
 
Eine weitere Forderung seitens des Burgenländischen Landtages betrifft die 
Mehrwertsteuerbefreiung für Feuerwehren bei der Anschaffung von Fahrzeugen 
oder technischen Geräten. Die Umsatzsteuerpflicht für die Beschaffung dieser 
Ausrüstungsgegenstände ist nicht nachvollziehbar, da die Finanzmittel hierfür von 
der öffentlichen Hand und zu einem großen Teil von den Feuerwehren selbst 
aufgebracht werden müssen. Rettungsorganisationen genießen bereits eine solche 
Umsatzsteuerbefreiung. Der Burgenländische Landtag hat sich in den vergangenen 



Legislaturperioden seit dem Jahr 2010 wiederkehrend für die genannte 
Mehrwertsteuerbefreiung von Feuerwehren ausgesprochen. Bis heute haben alle 
ÖVP-Finanzminister diese Forderung ignoriert. 
 
 
Der Landtag hat beschlossen: 
 
Die Burgenländische Landesregierung wird aufgefordert, an die Bundesregierung 
heranzutreten, diese möge 

• eine bundesweit einheitliche gesetzliche Katastrophen-Versicherung nach 
dem Vorbild der Hagelversicherung implementieren und 

• die Angleichung der Feuerwehren an Rettungsorganisationen hinsichtlich der 
Mehrwertsteuerbefreiung bei der Anschaffung von Einsatzgeräten umsetzen. 


